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Fortschreibung des Handlungskonzeptes Flichtlinge in Oberhausen
Hier: Gewaltschutzkonzept fur Fluchtlinge in den Gemeinschaftsunterkinften der Stadt Oberhausen

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt beschlieBt das Gewaltschutzkonzept flr den

Gemeinschaftsunterklinften der Stadt Oberhausen.

Fluchtlinge in

Der Stadt Oberhausen entstehen jahrliche Kosten durch die Schulung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie durch die Inanspruchnahme von Supervision/Coaching in Héhe von maximal 9.000
EUR.

Im Rahmen der unterjahrigen Bewirtschaftung des Haushaltsjahres 2017 wird, fur den Fall, dass

bereits Schulungen stattfinden kénnen, eine Uberplanmalige Bereitstellung der entsprechenden
anteiligen Mittel erforderlich. Hinsichtlich der Folgejahre werden die bendtigten Mittel im Rahmen der
Haushaltsanmeldungen berticksichtigt.
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Stadt Drucksache Nr. Termin
Oberhausen B/16/2590-01 03.07.2017 Rat der Stadt

Bezug

Drucksache Nr.: A/16/1558-01 — Sitzung des Rates 09.05.2016

Antrag der Koalition gem. § 4 der Geschaftsordnung fir den Rat der Stadt:

Fortentwicklung des Handlungskonzeptes Flichtlinge - Gewaltschutzkonzept in Flichtlings-
unterbringungen

Konsequenzen

a) Finanzielle

keine [
ja [x]
b) Sonstige
Begriindung
Mit Stand 01.05.2017 leben 2.158 Flichtlinge, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

beziehen, in Oberhausen. Davon leben 859 Menschen in einer Gemeinschaftsunterkunft.

Gemal Ratsbeschluss vom 09.05.2016 soll der Gewaltschutz als wesentlicher Bestandteil des
,Handlungskonzeptes Flichtlinge in Oberhausen“ Schutzstandards beschreiben, die verbindliche
Regelungen fir in Gemeinschaftsunterkiinften tatige Akteure festlegt. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Stadtverwaltung, dienstleistende Dritte und das Ehrenamt sollen durch Fortbildungen fir das
Erkennen von Gewaltrisiken sensibilisiert werden. Ferner sind Schulungsangebote und
Handlungsoptionen fir den richtigen Umgang mit Gewaltformen und Risiken vorzuhalten.

Gemaly Ratsbeschluss soll der besondere Schutz von Frauen, Kindern, Lesben, Schwulen,
Transgender, Bisexuellen und Intersexuellen beschrieben werden.

Das vorliegende Konzept ist unter Federfiihrung der Flichtlingsbeauftragten und unter Mitwirkung des
Bereichs Soziales, dem Bereich Kinder, Jugend, Bildung, dem Bereich Blrgerservice, Offentliche
Ordnung, dem Kommunalen Integrationszentrum, dem Biro fir Chancengleichheit und dem Bereich
Personal und Organisation erarbeitet worden.

Externe Mitwirkende waren die Polizei Oberhausen, der Praventive Rat und Vertreter des Ehrenamtes.

Anlage

Gewaltschutzkonzept fur Flichtlinge in den Gemeinschaftsunterkiinften der Stadt Oberhausen
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1. Einleitung

Mit Stand 01.05.2017 leben 2.158 Fliichtlinge, die Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz beziehen, in Oberhausen.

Davon leben 1.299 Menschen in privatem Wohnraum und 859 Menschen in
Gemeinschaftsunterkinften.

Hinzu kommen 1.996 Flichtlinge, die Leistungen nach dem SGB Il beziehen und
vom Jobcenter begleitet werden und in der Regel im privaten Wohnraum leben
(Stand Dezember 2016).

Die Menschen sind vor Krieg, Verfolgung und Terror geflohen, viele haben auch auf
der Flucht Gewalt erfahren.

In Oberhausen sollen die gefliichteten Menschen ausreichende Unterstiitzung und
den bestmdglichen Schutz vor Gewalt erfahren.

Aus diesem Grund hat der Rat der Stadt Oberhausen am 09.05.2016 die Erarbeitung
eines Gewaltschutzkonzeptes beschlossen, das sich mit der Lebenssituation von
Flichtlingen in Gemeinschaftsunterkinften befasst.

Gewaltdelikte unter Opfer- oder Taterbeteiligung von Zuwanderern in Oberhausen:

In Oberhausen wurden in 2016 125 Gewaltdelikte unter Tater- oder
Opferbeteiligung von Zuwanderern zur Anzeige gebracht.

Die polizeiliche Statistik verwendet den Begriff Zuwanderer fur gefliichtete
Menschen. Dargestellt werden alle Delikte mit Beteiligung von Zuwanderern,
unabhangig davon, ob sie Tater oder Opfer sind. Bei den aufgefiihrten Delikten kann
es sich um Oberhausener Zuwanderer oder Zuwanderer anderer Stadte handeln.

In 25 Fallen war der Tatort eine Not- oder Gemeinschaftsunterkunft.

In 2016 wurden 11 Falle von Hauslicher Gewalt mit Beteiligung von Zuwanderern zur
Anzeige gebracht.

Nach Einschatzung der o6rtlichen Polizei ist es insgesamt nicht zu einem Anstieg der
Gewaltdelikte gekommen, des Weiteren sind die angezeigten Falle im Verhaltnis zur
Anzahl der Flichtlinge als gering zu bewerten.

Beim Wunsch nach verlasslichen Zahlen muss berucksichtigt werden, dass viele
Flichtlinge schlechte Erfahrungen mit den Polizeibehdrden in ihrem Herkunftsland
gemacht haben und infolge von Misstrauen zurtickhaltend bei der
Anzeigenerstattung sind. Eine hohe Dunkelziffer ist wahrscheinlich.



Gewaltschutz als Ziel

Ziel ist es, die Anzahl der Gewaltdelikte zu reduzieren, die geflohenen Menschen
sicher unterzubringen und Rahmenbedingungen zu schaffen, die das Gewaltrisiko
minimieren.

Rahmenbedingungen wie die Art und Weise der Unterkunft, Personalausstattung und
interne Strukturen sowie Kommunikationsstrukturen sind daher zu analysieren und
qualitativ zu optimieren.

Eine Initiative des BMFSF (Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend) mit UNICEF, der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtsverbande und anderen Verbanden hat im August 2016 ,Mindeststandards
zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in Flichtlingsunterkinften®
veroffentlicht.

Das vorliegende Konzept bertcksichtigt diese Mindeststandards und nennt dariber
hinaus weitere schitzenswerte Zielgruppen und Risikofaktoren.

Das Konzept enthélt keine gesonderte Ausfiihrungen zum Schutz des besonderen
Personenkreises der unbegleitet, also ohne ihre sorgeberechtigten Eltern, in das
Bundesgebiet eingereisten minderjahrigen auslandischen Flichtlinge (UmA). Weil fur
sie prinzipiell eine latente kindeswohlgefahrdende Situation besteht, besteht nach
dem Kinder- und Jugendhilfegesetz die Verpflichtung des Jugendamtes, diese in
Obhut zu nehmen und kinder- und jugendgerecht unterzubringen (8 42 ff SGB VIII).
Die Unterbringung geschieht entweder bei geeigneten Personen, z. B.
Pflegepersonen oder in geeigneten Einrichtungen, wie zum Beispiel Kinder- und
Jugendwohnheimgruppen oder Jugendschutzstellen. Asylrechtliche
Erstaufnahmeeinrichtungen oder Gemeinschaftsunterkiinfte unterliegen nicht dem
nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz vorgegebenen Genehmigungsverfahren,
Kinder und Jugendliche aufnehmen zu durfen und erfillen keinerlei
kindeswohlorientierte Standards. Sie gelten deshalb nicht als geeignete
Einrichtungen im Sinne des Jugendhilferechts. Zur fachlichen Konkretisierung der
gesetzlichen Vorgaben, sind Fachstandards entwickelt worden, so dass durch die
Inobhutnahme, die geeignete Unterbringung und diesen fachlichen ,Regeln der
Kunst" der Schutz der unbegleiteten minderjahrigen auslandischen Flichtlinge
umfassend sichergestellt ist.

Gewaltpravention

Gewalttaten zu vermeiden ist oberstes Ziel, daher liegt der konzeptionelle
Schwerpunkt in der Praventionsarbeit.



Hauptbestandteil der Praventionsarbeit sind Schulungen der Akteure in der Arbeit mit
Flichtlingen, damit diese entsprechend sensibilisiert sind, Gefahrenlagen schnell
erkennen und sicher reagieren kdnnen.

Ein weiterer Bestandtelil ist die praventive Arbeit mit den Flichtlingen. Ihnen sind
umfassende Informationen Utber spezifische Beratungsstellen und ihre Rechtslage
zur Verfigung zu stellen.

Das vorliegende Konzept bezieht sich in erster Linie auf SchutzmalRnahmen in den
Gemeinschaftsunterkinften. Einige Schutzmalinahmen, insbesondere die
PraventivmalRnahmen, haben ebenfalls Auswirkungen auf die Flichtlinge, die im
privaten Wohnraum leben.

Das vorliegende Konzept ist unter Federfihrung der Fliichtlingsbeauftragten der
Stadt Oberhausendes und unter Mitwirkung der Verwaltungsbereiche Soziales,
Erzieherische Hilfen, Personal und Organisation, dem Kommunalen
Integrationszentrum und des Buros fur Chancengleichheit erarbeitet worden.

Externe Mitwirkende waren die Polizei Oberhausen, der Praventiven Rat der Stadt
Oberhausen und Vertreter des Ehrenamts.



2. Gewaltformen und Risiken

2.1. Rechtsextremismus

Die rechtsextremistische Ideologie ist unter anderem nationalistisch, rassistisch,
antisemitisch, auslanderfeindlich und homophob. Sie lehnt die Freiheit und Gleichheit
aller Menschen ab und steht damit im Widerspruch zur freiheitlich demokratischen
Grundordnung.

Nach Informationen des Verfassungsschutzes hat sich die Anzahl der
rechtsextremistischen Straf- und Gewalttaten von 2014 auf 2015 bundesweit von
16.559 auf 21.933 erhéht. Das entspricht einem Anstieg von 42%. In 2015 gab es
894 rechtextremistisch motivierte Angriffe auf Asylbewerberunterkiinfte (2014: 170).
Mit steigenden Flichtlingszahlen ist auch das rechtsextremistische Gewaltpotential
gestiegen und es ist ,, von einer schwindenden Abgrenzung zum Rechtsextremismus
und einer Akzeptanz von Gewalt und Militanz in Teilen der Bevolkerung gepragt*
-www.verfassungsschutz.de-.

Oberhausen

In Oberhausen sind 2 Brandanschlage bekannt, die vermutlich dem rechten
Spektrum zuzuordnen sind, ferner gab es eine Ansammlung rechter Aktivisten vor
einer Notunterkunft, die schnell durch die drtliche Polizei beendet werden konnte.

2.2. Gewaltbereiter Salafismus

Der extremistische Salafismus ist eine religios-fundamentalistische Stromung des
Islam, der Normen und Werte des Islams aus dem 7. Jahrhundert ohne Rucksicht auf
die kulturellen, historischen und politischen Entwicklungen der letzten Jahrhunderte
auf die Gegenwart Ubertragt. Der extremistische Salafismus lehnt die freiheitlich
demokratische Grundordnung ab. Wer sich aufR3erhalb des strengen salafistischen
Systems bewegt, ist ein Nicht-Glaubiger und damit zu bekampfen.

Der Prasident des Bundesamts fur Verfassungsschutz, Maal3en, hat im August 2016
Uber bislang 340 bekannte Anwerbeversuche von Salafisten und Islamisten in
Flichtlingsunterkinften berichtet, die um diejenige zu ergdnzen seien, von denen der
Verfassungsschutz keine Kenntnis habe. Bericht Tagesschau 14.08.2016 / WAZ
14.08.2016.

Oberhausen



In Oberhausen sind bislang keine Anwerbeversuche durch Salafisten bekannt, es
gab 2 Hinweise auf eine 1S-Anhangerschaft. Diese Hinweise sind durch den
Verfassungsschutz tberprift worden.

Das NRW-Innenministerium tragt dieser Gefahrdung Rechnung und hat ein
Aussteigerprogramm ,Wegweiser* initiiert. Oberhausen soll 2017 eine eigene
Beratungsstelle erhalten. In der Nachbarschaft zu Oberhausen befinden sich bereits
eingerichtete Wegweiser Anlaufstellen, wie z.B. in Duisburg, Dinslaken/Wesel,
Bochum, Dortmund, Essen und Dusseldorf.

Daruber hinaus hat das Ministerium fir Inneres und Kommunales des Landes
Nordrhein-Westfalen Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der Stadt Oberhausen zu
Schulungen eingeladen, damit eine entsprechende Sensibilisierung erfolgen kann.

2.3. Betrug

In vielen Stadten Deutschlands entwickeln sich Netzwerke von Menschen, welche
die Unsicherheit und auch mangelnde Sprachkenntnisse der gefliichteten Menschen
mit Bereicherungsabsicht ausnutzen. Diese Betriiger stammen oftmals aus
demselben Kulturkreis, sind sprachkundig und bieten ihre ,Unterstitzung® bei
Amtergangen, Wohnungssuche und Schulbesuch an. Sie geben unter anderem vor,
dass staatliche Dienstleistungen kostenpflichtig sind und ergaunern sich so unter
anderem das angebliche ,,Schulgeld” von den Flichtlingen.

Die Opfer werden in einigen Fallen bedroht oder eingeschichtert, damit sie ihre
Rechte nicht durchsetzen, so dass diese Form des Betrugs, obgleich kein
Gewaltdelikt, im Gewaltschutz Beachtung finden soll.

Oberhausen

Auch in Oberhausen sind solche ,Unterstltzer* aufgetreten. Die Flichtlinge trauen
sich in der Regel nicht, Strafanzeige zu stellen. Hier gilt es, in Kooperation mit den
Beratungsstellen in Oberhausen, wie z.B. der Verbraucherberatung, MalRnahmen zu
entwickeln, um diese kriminellen Strukturen auszuhebeln und eine Verschuldung der
Flichtlinge zu vermeiden.

In Oberhausen konnten 5 Anzeigen festgestellt werden, bei denen Zuwanderer Geld
fur Wohnung oder M6bel gezahlt haben, ohne dafiir die Wohnung oder die Mdbel
erhalten zu haben.

2.4. Hausliche Gewalt



Die hausliche Gewalt umfasst alle Formen physischer, sexueller oder psychischer
Gewalt zwischen Personen in einer hauslichen Gemeinschaft. Betroffen sind in der
Regel Frauen. Fast alle Erscheinungsformen der hauslichen Gewalt sind strafbar.
Aufgrund eines Abhéangigkeitsverhaltnisses fallt es Opfern von hauslicher Gewalt oft
schwer, Anzeige zu erstatten und sich von dem Téater zu trennen. In Deutschland gibt
es ein umfangreiches Hilfesystem, um Opfern von hauslicher Gewalt Unterstiitzung
zu gewabhrleisten. Diese Struktur ist in vielen Herkunftslandern der Flichtlinge in
dieser Form nicht verankert.

Das Bundesamt fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) berat und
unterstitzt mit dem seit 2013 gesetzlich verankerten Hilfetelefon von Gewalt
betroffene Frauen. Nach Angaben des BAFzA steigen seit 2015 die Beratungszahlen
zum Thema Gewalt und Flucht und auch die verstarkte Nutzung des
Dolmetscherdienstes, insbesondere der arabischen Sprache ist zu verzeichnen. Die
meisten Beratungen betreffen das Thema h&ausliche Gewalt -www.hilfetelefon.de-

Oberhausen

2016 sind in Oberhausen 11 Falle hauslicher Gewalt angezeigt worden, eine héhere
Dunkelziffer ist anzunehmen.

3. Schiitzenswerte Zielgruppen

Flichtlinge, unabhangig von ihrem Alter, ihrem Geschlecht, ihrer
Religionszugehdorigkeit oder sexuellen Orientierung fliehen vor Krieg und Gewalt.
Frauen, Manner und Kinder, die sich auf der Flucht befinden, bendtigen Schutz vor
Gewalt sowie eine besondere Flrsorge. Nicht alle Menschen sind in der Lage, sich
selbst zu schitzen oder haben aufgrund von Abhéngigkeiten oder individueller
Schwéachen ein besonderes Schutzbedirfnis. Die Ausnahmesituation der Flucht, die
Enge in den Notunterkiinften, die Langeweile, die Unsicherheit in der Fremde birgt
Konfliktpotential und kann auch Aggressionen untereinander schiren. Hierunter
haben, auch aufgrund von struktureller Gewalt, in der Regel die Schwachsten einer
Gruppe zu leiden.

Valide Zahlen zu gewalttatigen Ubergriffen gegen bestimmte Zielgruppen gibt es
nicht. Fakt ist, dass viele Fliichtlinge in ihren Herkunftslandern leidvolle Erfahrungen
mit dem Polizeiapparat gemacht haben und nicht von einem umfassenden Vertrauen
in das deutsche Rechtssystem ausgegangen werden kann. Eine entsprechend hohe
Dunkelziffer ist wahrscheinlich.

Mit Ausnahme der hauslichen Gewalt kdnnen Frauen, Manner und Kinder von
Gewalt betroffen sein.

Nachfolgende Zielgruppen haben aufgrund ihrer sozialen Stellung oder aufgrund
von struktureller Gewalt ein erhdhtes Risiko, Opfer einer Gewalttat zu werden.



3.1. Kinder und Jugendliche

Aufgrund ihres Alters sind Kinder und Jugendliche oft nicht in der Lage, sich selbst zu
schitzen. Sie leben in Abhéngigkeit zu Erwachsenen und kénnen unabhangig vom
Geschlecht unter anderem Opfer von Menschenhandel, Prostitution, sexuellem
Missbrauch oder kdrperlicher Gewalt sein. Aufgrund ihrer Abhangigkeit melden
Kinder etwaige Ubergriffe selten.

3.2.  Frauen und Madchen

Frauen und Madchen kdnnen geschlechtsspezifische Fluchtgrinde haben: unter
anderem Zwangsverheiratung, Zwangsprostitution, Gewalt im Namen der Ehre oder
Genitalverstimmelung.

Auf der Flucht und in den Gemeinschaftsunterkiinften konnen Frauen und Madchen
geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt sein. Frauen und Madchen kénnen
unter anderem Opfer von Zwangsprostitution, Menschenhandel, Korperlicher Gewalt,
sexuellem Missbrauch oder Vergewaltigung sein. Dies gilt insbesondere fur
alleinreisende und alleinstehende Frauen. Verheiratete Frauen kdnnen ebenfalls
hauslicher oder sexueller Gewalt durch ihren Ehemann ausgesetzt sein.

3.3. Lesben, Schwule, Transgender, Bisexuelle, Int  ersexuelle (LSBTI)

Nach einem Bericht der Bundesregierung zur internationalen Lage der
Menschenrechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen, Transgendern
und Intersexuellen - BT-Drs. 18/6970 v. 08.12.2015 — ist Homosexualitat in tber 75
Landern strafbar. Zu diesen Landern gehoren u.a. Afghanistan, Iran, Libanon,
Syrien, Eritrea. Die Strafen kbnnen Geldstrafen und Freiheitsentzug sein, aber auch
Kdrperverletzungen, sogenannte korrigierende Vergewaltigungen und sogar die
Todesstrafe.

Flichtlinge aus Landern, die Homosexualitat unter Strafe stellen, kdbnnen ihre
Abneigung, auch ihren Hass auf Homosexuelle mitbringen. Homosexuelle
Flichtlinge sind daher laut Medienberichten auf der Flucht und in
Gemeinschaftsunterkinften oft Repressalien oder Gewalt durch andere Fliichtlinge
ausgesetzt.

Strukturelle Gewalt gegen Homosexuelle ist ebenfalls in Deutschland existent,
Homophobie und Gewalt gegen sexuelle Minderheiten ebenso Fakt. LSBTI -
Flichtlinge kann daher beides treffen: Fremdenhass und Hass gegen sexuelle
Minderheiten.

3.4. Religiése Minderheiten



Medien, Hilfsorganisationen sowie die katholische und die evangelische Kirche
haben sich mit der Gewalt von Muslimen gegen Christen und Jesiden in den
Flichtlingsunterkinften und wahrend der Flucht auseinandergesetzt. Laut eines
Berichtes der Frankfurter Allgemeinen vom 09.Mai 2016 seien ,40.000 Nicht-Muslime
drangsaliert worden. Auseinandersetzungen zwischen weiteren religiosen Gruppen
sind zwar nicht 6ffentlich diskutiert worden, kdnnen jedoch ebenfalls Ausléser von
Gewalttaten sein.

Eine Stichtagsabfrage im Mai 2016 in den Gemeinschafts- und Notunterktnften in
Oberhausen ergab, dass Fluchtlinge in Oberhausen vereinzelt Gewalterfahrungen
aufgrund von einer Religionszugehdrigkeit auf der Flucht gemacht haben. Bis zum
Stichtag Mai 2016 ist es zu keinem Ubergriff in einer Oberhausener Unterkunft
gekommen.

3.5.  Menschen mit Behinderungen

Aktion Mensch schéatzt die Anzahl der Asylsuchenden mit einer chronischen
Erkrankung oder Behinderung auf 10-15%.

Fur behinderte oder chronisch kranke Menschen ist die adaquate gesundheitliche
Versorgung das vorrangige Ziel. Eine besondere Schutzbedurftigkeit ist gegeben,
wenn eine korperliche Behinderung die Bewegungsfreiheit oder Wehrhaftigkeit
einschrankt oder Abhangigkeiten zu Helfern entstehen, die es nicht gut mit ihnen
meinen.

4, Bestandsaufnahme der personellen, strukturellen und

baulichen Rahmenbedinqungen in Oberhausen

In den Gemeinschaftsunterkinften der Stadt Oberhausen werden bereits Aspekte
des Gewaltschutzes beachtet und umgesetzt.

In Oberhausen gibt es nachfolgende Gemeinschaftsunterkinfte:

» GabelstralRe
Bahnstral3e
Weierstral3e
Erlenstral3e
KapellenstralRe
Ruhrorterstral3e
Duisburgerstralie
Elsasserstralle

VVVVVYVYY



> Diuppelstralie
» HelmholtzstralRe

Einbindung der 6rtlichen Polizei

Schon friihzeitig ist die Polizei Oberhausen in konkrete Entscheidungen und
Absprachen, unter anderem bei der Planung und Vorbereitung von
Gemeinschaftsunterkiinften und Notstandorten mit einbezogen worden. Die Polizei
ist standiges Mitglied bei fachbezogenen Runden Tischen und Arbeitskreisen.
Daruber hinaus kooperiert die Stadt Oberhausen anlassbezogen mit der drtlichen
Polizei. Die Polizei zeigt Prasenz in und um die Gemeinschaftsunterkiinfte. Ein
regelmafdiger Austausch, auch in Bezug auf etwaige Risiken, ist damit gewéhrleistet.

Geschultes Personal

Die Betreuung der Fluchtlinge erfolgt durch das Team Sozialarbeit der Stadt
Oberhausen, bei minderjahrigen Fluchtlingen durch den Fachbereich Erzieherische
Hilfen und dem Fachbereich Vormundschaften.

Die Betreuung der Gemeinschaftsunterklinfte Bahnstral3e, Weierstral3e, Erlenstralie,
Elsasserstralle, Gabelstral3e, und Dippelstrale erfolgt durch die Kommune. Die
Standortleitung hat eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter des Teams Sozialarbeit.

Die Standortleitung und Betreuung der Standorte Ruhrorterstrafl3e und
Duisburgerstral3e obliegt dem Deutschen Rote Kreuz (DRK), die Standortleitung
und Betreuung der Standorte Helmholtzstral3e und Kapellenstrafl3e erfolgt durch das
Diakonische Werk (Beschluss des Rates der Stadt Oberhausen vom 09.05.2016
Vorlagen Nr. B/16/1626-01) .

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Teams Sozialarbeit und des Fachbereichs
Erzieherische Hilfen sind erfahrene Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter. Sie sind
geschult in Interkultureller Kompetenz, ihnen wurden weitere Schulungen mit
folgenden Schwerpunkten angeboten:

-Asylverfahren und Asylrecht

-Trauma und Traumafolgestdérungen

-Unbegleitete Minderjahrige auf der Flucht

-Umgang mit dem Ehrenamt in der Flichtlingshilfe
-Wohnraumbegleitung / Fliichtlinge in privatem Wohnraum
-Anti-Aggressions- und Coolness-Training

-Schutz vor sexueller Gewalt

-Resilienz
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Auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des DRK und des Diakonischen Werkes
sind entsprechend geschult.

Die beratenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfiigen Uber Erfahrungen in Bezug
auf Gewalt- und Gefahrdungssituationen und kennen etwaige
Interventionsmaoglichkeiten.

Erweitertes polizeiliches Fuihrungszeugnis

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung, aber auch dienstleistende Dritte
oder das Ehrenamt sind verpflichtet, ein erweitertes polizeiliches Fihrungszeugnis
vorzuweisen. Dies betrifft alle Personen, die beruflich oder ehrenamtlich mit der
Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung Minderjéhriger betraut sind.
Die Pflicht, ein erweitertes Fuihrungszeugnis vorzulegen, betrifft alle Akteure in der
Gefluchteten-Hilfe, die in den stadtischen Gemeinschaftsunterkinften tétig sind, da in
allen Gemeinschaftsunterkiinften Kinder und Jugendliche untergebracht sind und
damit die Mdéglichkeit einer Kontaktaufnahme besteht.

Die Stadt Oberhausen stellt dem Ehrenamt diese Flihrungszeugnisse kostenlos zur
Verfiigung.

Informationsveranstaltungen fiir die Flichtlinge

Die in den Gemeinschaftsunterkinften tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
haben punktuell die Flichtlingen tber ihre Rechte und Hilfsangebote in Deutschland
aufgeklart und insbesondere die Oberhausener Beratungsstellen bekannt gemacht.

Flichtlingen werden Informations-Flyer und Broschtren von Bund, Land, Kommune
und Wohlfahrtsverbénden zur Verfigung gestellt. Sie werden ebenfalls Gber
hilfreiche Apps informiert.

Bauweise der Unterkiinfte

Die Art und Weise der baulichen Begebenheiten erflllt einen hohen Standard, der
nachfolgend beschrieben wird.

In Oberhausen gibt es mit Stand 01.08.2016 keine Notunterkiinfte mehr, so dass
eine Unterbringung in Schulen und Hallen nicht mehr erfolgt.

Aggressions- und Gefahrenpotentiale, die durch beengte rdumliche Verhaltnisse
oder aufgrund von fehlenden Schutzraumen begriindet sind, entfallen somit.

Gemeinschaftsunterkiinfte mit Appartements

Die Stadt Oberhausen unterhalt in der GabelstrafRe, Bahnstral3e und Weierstralle
Gemeinschaftsunterkiinfte, die schon viele Jahre in Betrieb sind.

Neu gebaute Unterkinfte befinden sich in der Erlenstral3e, Kapellenstral3e,
Ruhrorterstral3e, Duisburgerstral3e, und ElsasserstralRe. In diesen Unterktinften gibt
es ebenfalls Sozialrdume und Spielraume fur Kinder.
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Die Gemeinschaftsunterkinfte sind in abschlieBbare Appartements unterteilt und
bieten dadurch hinreichenden Schutz und Privatsphare.

Weitere Appartements befinden sich in der Dippelstralie.

In den Appartements der Gemeinschaftsunterkiinfte sind in der Regel Familien
untergebracht, aber auch Wohngemeinschaften, bestehend aus alleinstehenden
Frauen oder Mannern, kommen hier unter.

Mit der Unterkunft in der HelmholtzstraRe wurde eine Wohngelegenheit fur ca. 20
alleinreisende Frauen mit Kindern geschaffen. Sie befindet sich in guter zentraler
Lage.

Die Lage der Unterkinfte variiert, einige sind in zentraler Lage und in Wohngebieten
gebaut, andere befinden sich am Rande von Wohngebieten.

Die neu gebauten Gemeinschaftsunterkinfte haben eine Einfriedung und sind
ausreichend beleuchtet.

Videoliberwachung und 24-Stunden-Betreuung

Die Gemeinschaftsunterktinfte Duisburgerstral3e, Erlenstral3e, Ruhrortstral3e und
Kapellenstral3e werden im Aul3enbereich videoiiberwacht.

Alle Gemeinschaftsunterkiinfte werden rund um die Uhr betreut: der Haustechnische
Dienst ist von 07:00 Uhr bis 15:20 Uhr und der Sicherheitsdienst von 15:20 Uhr bis
07:00 Uhr vor Ort.

In Oberhausen sind 25 Gewaltdelikte mit Tatort einer Not- oder
Gemeinschaftsunterkunft aktenkundig. Es gibt keine Auffalligkeiten in Bezug auf
eine bestimmte Unterkunft Aus diesem Grund kann auch kein Bezug zur
besonderen Lage einer Unterkunft hergestellt werden.

Nach Rucksprache mit der ortlichen Polizei ist aktuell ein Gefahrdungspotential nicht
ersichtlich und die Sicherheitsmaflinahmen durch die Bereitstellung des
Haustechnischen Dienstes und des Sicherheitsdienstes ausreichend.

Die meisten Fluchtlinge in Oberhausen leben im privaten Wohnraum, so dass sie
hinreichend vor Ubergriffen auRerhalb der Familie geschiitzt sind.

5. Gewaltschutz
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Der Gewaltschutz fir Flichtlinge in Oberhausener Gemeinschaftsunterkiinften soll
durch Standardisierung von Ablaufen optimiert werden und wird in den
nachfolgenden Kapiteln beschrieben.

5.1. Einrichtungsinternes Schutzkonzept
Leitlinien
Nachfolgende Leitlinien sollen gelten:

* Null Toleranz bei Gewalt und Bedrohung

* Gewaltauslbung ist keine Privatangelegenheit

» Gewaltopfer werden geschutzt, gestarkt und erhalten die erforderlichen
Hilfestellungen

* Die Gewaltfreiheit verpflichtet alle Beteiligte in der Arbeit mit gefliichteten
Menschen

* Die Gewaltfreiheit verpflichtet alle Fltichtlinge

Bekanntmachung des Gewaltschutzkonzepts in den Gemeinschaftsunterkiinften

Das Gewaltschutzkonzept ist allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und
dienstleistenden Dritten in Informationsveranstaltungen und Dienstbesprechungen
bekannt zu machen.

Das Ehrenamt ist umfassend uber das Gewaltschutzkonzept zu informieren.

Fur die geflichteten Menschen muss das Gewaltschutzkonzept in leichter Sprache
zuganglich gemacht und auf Informationsveranstaltungen besprochen werden.

Dies erfolgt mit Unterstitzung von Dolmetscherinnen und Dolmetschern, um
Mehrsprachigkeit zu gewéhrleisten.

Runder Tisch in den Gemeinschaftsunterkiinften

In jeder Gemeinschaftsunterkunft ist ein monatlicher Runder Tisch unter
Federfihrung der Standortleitung zu implementieren. Beteiligte sind die
sozialpadagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der haustechnische Dienst,
der Sicherheitsdienst, der Fachbereich Auslander- und Staatsangehorigkeits-
angelegenheiten der Stadt Oberhausen und die 6rtliche Polizei.

Der Fachbereich Auslander- und Staatsangehorigkeitsangelegenheiten der Stadt
Oberhausen und die ortliche Polizei werden dariiber hinaus einen regelmafdigen
engen Kontakt mit der Standortleitung halten.

Der Runde Tisch kann themenbezogen um Vertreterinnen / Vertreter der Fluchtlinge,
Vertreterinnen / Vertreter des Ehrenamtes und ggf. Vertreterinnen / Vertreter der
Anwohnerinnen und Anwohner erweitert werden.
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Die Umsetzung des Gewaltschutzkonzeptes ist regelmafiger Tagesordnungspunkt.
Es erfolgt eine regelmaliige Modifizierung und Anpassung an die Verhaltnisse der
einzelnen Unterkunft.

5.2. Personal und Personalmanagement

Schutzauftrag

Einen Schutzauftrag zur Verhinderung von Gewalt oder Intervention bei Gewalttaten
hat die Polizel.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Oberhausen haben Praventionsarbeit
zum Schutz vor Gewalt zu leisten und im Rahmen ihrer Moglichkeiten bei
gewalttatigen Ubergriffen zu intervenieren.

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind Ablaufpl&ne zur Verfiigung zu stellen, um
im Falle eines gewalttatigen Ubergriffs schnell und sicher handeln zu kénnen.

Die Verpflichtung zur Praventionsarbeit und Intervention bei Gewalt betrifft ebenfalls
dienstleistende Diritte.

Alle Mitarbeiter/innen der Stadt Oberhausen wurden bei ihrer Einstellung
verpflichtet, sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung zu bekennen.

Die Stadt Oberhausen und dienstleistende Dritte haben lhre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter darauf hinzuweisen, dass Gewaltaustibung eine arbeitsvertragliche
Pflichtverletzung mit entsprechenden arbeitsvertraglichen Konsequenzen ist.

Die Fuhrungskrafte haben die Aufgabe, das Gewaltschutzkonzept umzusetzen und
regelmanig in Dienstbesprechungen zu platzieren. Fiihrungskréafte haben den
Gewaltverzicht regelmaldig zu thematisieren, ggf. auch in Mitarbeiter-Gesprachen.

Supervision als Strateqgie zur Konflikt- und Gewaltvermeidung

Um verbale oder auch physische Gewalt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu
vermeiden, sind den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Prifung und
Selbstreflexion ihres Handeln Supervision, Fallbesprechungen, Coaching oder
entsprechende Seminare anzubieten. Diese Angebote starken zusatzlich die
psychosoziale Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Das Angebot zur Supervision sollte den 15 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Teams Sozialarbeit unterbreitet werden. Die Kosten fur eine Einzel-Supervision
betragen 80,-€ und flr eine Gruppen-Supervision ca. 200,-€. Kollegiale Supervision
verursacht keine Kosten. Sollten 10 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 5 Mal im Jahr
Supervision in Anspruch nehmen, entstehen jahrliche Kosten in Héhe von 4.000,-€.
Sollte das Team 5 Mal im Jahr eine Gruppen-Supervision wahrnehmen, entstehen
jahrliche Kosten von 1.000,-€.
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Geschlechtersensibler Personaleinsatz

Bei der Betreuung der Einrichtungen durch padagogische Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ist auf eine Betreuung durch Manner und Frauen zu achten, um in der
jeweiligen Gewaltsituation geschlechtersensibel handeln zu kénnen.

Schulungen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Arbeit mit Flichtlingen missen geschult
werden, um in Bezug auf gefahrdete Zielgruppen oder Risiken sensibilisiert zu
werden. Schulungen bieten die Voraussetzung dafir, rechtssicher bei bekannt
gewordenen Gewaltubergriffen, Verdachtsmomenten oder Kindeswohlgefahrdung
reagieren zu konnen.

Die Schulungen sind insbesondere fur folgende Bereiche mit rund 45
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mal3gebend:

» Team Wirtschaftliche Hilfen fur Fllchtlinge und Asylbewerber
» Team Sozialarbeit
» Kommunales Integrationszentrum

Die Stadt Oberhausen hat die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Arbeit mit
Flichtlingen zur Teilnahme an nachfolgenden Schulungen zu verpflichten:

* Interkulturelle Kompetenz

» Gefahrdete Zielgruppen

* Gewaltformen und Risiken in der Arbeit mit Flichtlingen

* Interventionsmdglichkeiten bei Gefahrdungssituationen

» Geschlechtersensibles Handeln bei Gewalttibergriffen bzw.
Verdachtsmomenten bei hauslicher Gewalt und sexualisierte Gewalt

* Rechtssicherer Umgang mit Verdachtsmomenten

» Kindeswohlgeféahrdung

» Hausliche Gewalt

» Salafismus erkennen/ Umgang mit Verdacht auf Salafismus

» Deeskalationstraining / Sicherheitstraining

Die Aufzahlung ist nicht abschliel3end und wird regelméalfig an aktuelle Erfordernisse
angepasst.

Die jeweilige Bereichsleitung stellt sicher, dass die ihnen zugeordneten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die erforderlichen Schulungen wahrnehmen.

Die Verpflichtung zur Teilnahme an den o.g. Schulungen betrifft ebenfalls die
dienstleistenden Dritten.
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Die Seminare kdnnen von der Stadt Oberhausen angeboten werden. Die Kosten fur
ein Seminar betragen rund 1.000,-€. Die hierfur notwendigen Aufwendungen kdnnen
im Rahmen des Fortbildungsbudgets (Bereich 4-1) zur Verfiugung gestellt werden.

Die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer betréagt bei einem
Kommunikationsseminar 15 und bei einem Fachseminar 20.

Die Stadt Oberhausen hat dem Ehrenamt ebenfalls Schulungen zu erméglichen,
damit ehrenamtlich tatige Burgerinnen und Birger praventiv tatig werden kdnnen
und ihnen Handlungsmoglichkeiten im Falle eines Ubergriffes zur Verfligung stehen.

Seminare fur das Ehrenamt werden derzeit Gber Mittel des Landes finanziert. Auch
zukunftig sollen Fordergelder fir die Schulungen des Ehrenamtes akquiriert werden.

Erweitertes FUhrungszeugnis

Die Vorlage eines erweiterten Flihrungszeugnisses ist fur Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Stadtverwaltung in der Arbeit mit Flichtlingen, fir dienstleistende
Dritte und ehrenamtlich tatige Burgerinnen und Burgern verpflichtend.

Dies betrifft alle Personen, die beruflich oder ehrenamtlich mit der Beaufsichtigung,
Betreuung, Erziehung oder Ausbildung Minderjahriger betraut sind. Die Pflicht, ein
erweitertes Fuhrungszeugnis vorzulegen, betrifft alle Akteure in der Geflichteten-
Hilfe, die in den stadtischen Gemeinschaftsunterkiinften tatig sind, da in allen
Gemeinschaftsunterkinften Kinder und Jugendliche untergebracht sind und damit
die Moglichkeit einer Kontaktaufnahme besteht.

Die Stadt Oberhausen stellt dem Ehrenamt diese Flhrungszeugnisse kostenlos zur
Verfiigung.

5.3. Interne Strukturen und externe Kooperation

Ansprechpartner/innen und Ersthelfer/innen

Die Standortleitung ist Ansprechpartnerin/Ansprechpartner fur Betroffene von Gewalt
und wird dafur entsprechend geschult.

Dartber hinaus sollen je eine gefliichtete Frau und ein gefliichteter Mann zu
sogenannten Ersthelfern oder- Vertrauenspersonen ausgebildet werden. Ersthelfer
sind Laien, die geschult werden, unmittelbar nach einer Gewalteinwirkung oder
sonstigem Ereignis adéaquat den unter Schock stehenden Menschen zu betreuen, bis
professionelle Hilfe in Anspruch genommen werden kann.

Die Einbindung der Flichtlinge soll Vertrauen in das deutsche Rechtssystem
schaffen und die Eigenverantwortung starken.

Mit den Ersthelferinnen und Ersthelfern kann umfassende und idealerweise

sprachkundige Hilfe vor Ort sichergestellt werden.
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Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in einer Gemeinschaftsunterkunft sind
Ablaufplane zur Verfiigung zu stellen, damit bei gewalttatigen Ubergriffen schnell und
sicher reagiert werden kann.

Dolmetscherinnen und Dolmetscher

Das Kommunale Integrationszentrum Oberhausen verfugt Uber einen Pool an
Dolmetscherinnen und Dolmetschern. Die Dolmetscherinnen und Dolmetscher in
diesem Pool sind nicht qualifiziert, um juristische oder medizinische Sachverhalte zu
Ubersetzen.

Daher sind Dolmetscherinnen und Dolmetscher entsprechend zu schulen und zu
sensibilisieren, um in besonderen Konfliktsituationen hinzugezogen zu werden.

Mediation zur Konfliktklarung

Das Bundesamt fur Migration und Fluchtlinge (BAMF) fordert bis 2019 Mediation zur
Konfliktlosung im Bereich der Fluchtlingshilfe mit dem Projekt: ,Mediation fordert
Integration — Vermittlung und Beratung in Konfliktsituationen®.

Die Stadt Oberhausen beteiligt sich an diesem Projekt und kooperiert mit dem
Verein ,Mediation Rhein Ruhr e. V.“

Projektbaustein ist ein Konfliktnotruf, welcher zwischen allen Beteiligten in der
Flichtlingshilfe vermittelt und insbesondere die Fliichtlinge mit einschliel3t.

Ein weiterer Baustein sind Workshops fur und mit gefliichteten Menschen mit dem
Schwerpunkt eines interkulturellen Dialogs.

Die Beratungen und Workshops im Rahmen des Projekts sind offen fur die
Flichtlinge im privaten Wohnraum.

Kooperation mit den Oberhausener Beratungsstellen

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Unterkinften haben mit den
Oberhausener Beratungsstellen, Verwaltungseinrichtungen und Hilfsinstitutionen zu
kooperieren. Dies sind unter anderem:

-Frauenberatungsstelle, insbesondere die Beratung bei Traumata
-Frauenhaus

-Psychosoziale Beratungsstellen

-Flichtlingsberatungsstellen

-Erzieherische Hilfen

-LSBTI-Beratungsstellen

-Wegweiser, Aussteigerberatung flr gewaltbereite Salafisten
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-Verbraucherberatungsstelle

-Drogenberatungsstellen

-Polizei

-Jobcenter Oberhausen, Agentur fur Arbeit Oberhausen
-Erziehungs- und Familienberatungsstelle

-Schuldnerberatung

Die Fluchtlingsinitiativen werben um die Zusammenarbeit mit dem Antifaschistischen
Bindnis Oberhausen.

Regelméafige Informationsveranstaltungen oder Gesprachsrunden

Flichtlinge sollen Uber das deutsche Rechts- und Wertesystem sowie das
Hilfesystem in Oberhausen informiert werden.

Zu diesen Veranstaltungen sollen ebenfalls Fliichtlinge eingeladen werden, die sich
schon im privaten Wohnraum befinden, um den Integrationsprozess zu stabilisieren.

Die Informationsveranstaltungen, Gesprachsrunden und Workshops sollen unter
anderem zu folgenden Themen stattfinden:

* Rechte als Frau / Rechte als Kind insbes. Gewaltschutzgesetz

* Rechte und Hilfsmoglichkeiten fur LSBTI

» Demokratische Grundwerte, insbesondere Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit,
Gleichbehandlungsgebot

» Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz AGG

* Gesundheit

» Selbstbehauptung / Selbstverteidigung

« Uberortliche Hilfesysteme und Beratungsstellen in Oberhausen

» Extremismus

Die Informationen und Gesprachsrunden dienen der Gewaltpravention und der
Selbststarkung der Fluchtlinge.

In der Auseinandersetzung mit den Werten und Mdglichkeiten in Deutschland wird
ebenfalls der Integrationsprozess bereichert. Die Fliichtlinge kdnnen erfahren, dass
die Starkung von Zielgruppen, die in den Herkunftslandern tber unzureichende
Rechte verfugten, besondere Chancen fir alle Beteiligte erschlief3t.
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Ein wichtiger Aspekt ist das richtige Format, um diese Informationen zu vermitteln.

Je nach Themenschwerpunkt bieten sich Gro3- oder Kleingruppen an,
Gesprachsrunden oder Diskussionsveranstaltungen. Sofern die Zielgruppe tber
formale Veranstaltungen nicht erreicht werden kann, sind informelle oder non-formale
Bildungsangebote zu erschlieR3en. Ziel ist ein interkultureller Austausch aller Akteure,
gof. unter Leitung externer Referentinnen und Referenten.

Hausordnung

Die Hausordnung in den Gemeinschaftsunterkiinften dokumentiert die Regeln des
Miteinanders in der Unterkunft und soll auf das Leben im privaten Wohnraum
vorbereiten. Das Gebot des Gewaltverzichts- auch innerhalb der Familie- ist
Bestandteil der Hausordnung.

Die Hausordnung ist in leichter Sprache, altersgerecht und in mehreren Sprachen zu
verfassen. Sie ist regelméafig in Informationsveranstaltungen zu thematisieren. Die
Standortleitung stellt sicher, dass jede Bewohnerin und jeder Bewohner die
Hausordnung versteht.

Enge Kooperation mit der Polizei

Jeder Gemeinschaftsunterkunft ist in Absprache mit der ortlichen Polizei eine feste
Bezirksbeamtin / ein fester Bezirksbeamte zugeordnet. Im Notfall oder Konfliktfall
kénnen dadurch Wege verkirzt werden. Schnelles und I6sungsorientiertes Handeln
wird durch die festen Ansprechpartner erleichtert.

Durch die enge Anbindung der Polizei zu den Gemeinschaftsunterkiinften sollen
Beruhrungsangste zwischen den Bewohner/innen und der Polizei abgebaut werden.
Ziel ist der Aufbau von Vertrauen in die deutsche Polizei.

5.4. Umgang mit Gewalt- und Gefahrdungssituationen / Risikomanagement

Der Umgang mit Gewalt und Gefahrdungssituationen erfordert absolut
professionelles Verhalten.

Profis sind die Polizei, Sicherheitsdienste und speziell geschulte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.

Handlungskonzepte und Ablaufplane bieten die Sicherheit von Handlungsoptionen
auch fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht regelmafiig mit
Gefahrdungssituationen konfrontiert sind.
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Hierfir sind Ubersichtliche Ablaufplane fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie
Informationsbroschiren in leichter Sprache fur die Bewohnerinnen und Bewohner zu
verfassen.

Der Ablaufplan bezieht sich auf die konkrete Gewalttat, Bedrohung oder Verdacht.

Die Erarbeitung der Ablaufplane erfolgt unter Beteiligung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, um alle Aspekte der operativen Arbeit zu bertcksichtigen.

Vor Inkraftsetzung sind die Ablaufplane mit der 6rtlichen Polizei abzustimmen.

Nachfolgend werden die wesentlichen Aspekte und Gliederungspunkte eines
Ablaufplans aufgefiihrt. Die zu erarbeitenden Handlungsoptionen variieren bei den
Ereignissen; eine Sachbeschéadigung erfordert eine andere Handlungsoption als eine
Korperverletzung.

Inhalte/Gliederung eines Ablaufplans nach Bekanntw erden einer Gewalttat:

1. Sofortreaktion und erste SchutzmalRnahmen fir die Betroffenen
-Erste Hilfe leisten

-Schaffung eines Schutzraumes, ggf. Unterbringung in eine andere Unterkunft
oder Frauenhaus

-Wer ist Taterin oder Tater? Bewohner/in, Mitarbeiter/in, Enrenamtler/in,
AulRenstehende? Missen diese an die Polizei ibergeben werden oder in eine
andere Unterkunft verlegt werden?

2. Klarung von unmittelbarer Unterstiitzung:
-Ersthelferin/Vertrauensperson
-Polizei
-Sicherheitsdienst
-arztliche Versorgung
-Dolmetscherin/Dolmetscher

3. Informationspflicht

Grundsatz: Je schwerer das Delikt, desto schneller erfolgt die Information und
Einschaltung der Polizei. Das gilt insbesondere bei einem extremistischen Anschlag.

-Polizei, Verfassungsschutz
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-Angehorige
-Jugendamt bei Kindeswohlgefahrdung

-Direkte Vorgesetzte Uber den Vorfall informieren -Informationskette einhalten-

4. Betroffene tiber Handlungsoptionen und Unterstiitzungsmoglichkeiten informieren
-zielgruppenspezifische Beratungsmoglichkeiten (Auswahl)
-Frauenberatungsstelle Oberhausen
-LSBTI-Beratungsstellen
-Psychosoziale Beratungsstellen
-Wegweiser fur aussteigungswillige Salafisten
-Hinzuziehung Rechtsanwaltin/Rechtsanwalt
-Selbsthilfegruppen
-Anzeigenerstattung
5. Nachbereitung
-Option einer Anzeige durch die Verwaltung klaren
-Hausverbot erteilen
-Dokumentation des Vorfalls
-Reflektion des Vorfalls:
-muss das Sicherheitssystem angepasst werden?
-muss der Ablaufplan angepasst werden?
-Klarung von weiteren Betreuungs- und Hilfsmoglichkeiten fir die Betroffenen
6.Schutz der Mitarbeiterin und des Mitarbeiters®

-Bendtigt die involvierte Mitarbeiterin/ der involvierte Mitarbeiter Unterstiitzung,
z.B. in Form von anlassbezogener Supervision?

Soweit Handlungsoptionen das Opfer einer Gewalttat betreffen, sind diese in
Absprache und mit dem Einverstandnis der Betroffenen zu vollziehen.

! Die Stadt Oberhausen erarbeitet derzeit das Sicherheitskonzept fur die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Verwaltung
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Die Inhalte/Gliederung eines Ablaufplans bei Verda cht auf eine Gefadhrdung

Bei Verdacht auf eine Gewalttat gilt das Schema fiir den Ablauf bei einer akuten
Gefahrenlage und muss entsprechend modifiziert werden.

Bei Verdacht auf eine Gefahrdung ist ein behutsamer Umgang mit der Einschéatzung
der Gefahrenlage erforderlich. Wichtig ist die Klarung, ob sofortige Interventionen
erforderlich sind.

Die Gefahrdungssituation wird mit den Betroffenen geklart. Bei der Abschétzung der
Gefahrenlage ist es ratsam, Kolleginnen und Kollegen und Expertinnen und
Experten, ggf. einer Beratungsstelle hinzuzuziehen.

Bei Verdacht auf besonders schwerwiegende Delikte wie Menschenhandel,
Zwangsprostitution und Genitalverstimmelung sind unbedingt Expertinnen und
Experten —Polizei, Beratungsstellen, Arzte- einzubeziehen.

Die Betroffenen sind Uber alle etwaigen Handlungsoptionen zu informieren und
sollen sich ohne Druck fir eine Schutzmdglichkeit entscheiden kdénnen.

5.5. Menschenwdurdige, schitzende und fordernde Rahm  enbedingungen/
Bauliche Schutzmafl3nahmen

Gemeinschaftsunterkiinfte

Bei der Neuerrichtung von Gemeinschaftsunterkiinften stellt die Stadt Oberhausen
den Flichtlingen abschlieBbare Wohneinheiten zur Verfligung, die ihnen hinreichend
Schutz und Privatsphare ermdglichen.

Gemeinschaftsunterkiinfte haben SozialrAume und Kinderspielraume vorzuhalten.
Die sanitdren Anlagen in den SozialrAumen und Kinderspielrdumen sind
abschlieBbar und sollen nach Geschlechtern getrennt eingerichtet werden.

Die Unterbringung in den Gemeinschaftsunterkinften soll alters- kultur- und
geschlechtersensibel erfolgen.

Soweit Zielgruppen gefahrdet sind, sollen ihnen anderweitige Schutzraume zur
Verfligung gestellt werden.

Die Flure in den Unterkiinften sind bei Dunkelheit stets beleuchtet. Dasselbe gilt fur
die AuRenanlagen.

Sollten bestehende Gemeinschaftsunterkiinfte an- oder umgebaut werden, sind
diese Standards ebenfalls einzuhalten.

Notunterklnfte
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Soweit die Inbetriebnahme von Notunterkiinften aufgrund eines Anstiegs der
Flichtlings-Zahlen erforderlich ist, missen folgende Parameter beachtet werden:

-Ausreichender Sichtschutz durch Trennwande
-Sanitaren Anlagen sind nach Geschlechtern getrennt und abschlie3bar

-Die alters- kultur- und geschlechtersensible Unterbringung ist auf ihre Wirksamkeit
durch die Standortleitung taglich zu prufen

-Vorhaltung von Kinderspielméglichkeiten.

6. Reslmee / Nachhaltigkeit / Finanzielle Auswirkun  gen
Restimee

Die Bestandsaufnahme in den Kapiteln 1 bis 4 verdeutlicht gute
Rahmenbedingungen flr die Unterbringung von Fluchtlingen in Oberhausen.

Die Fluchtlinge sind entweder im privaten Wohnraum oder in
Gemeinschaftsunterkiinften mit abschlieRbaren Appartements untergebracht.

In den Gemeinschaftsunterkiinften wird durch den haustechnischen Dienst und den
Sicherheitsdienst eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung gewéabhrleistet.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung, der dienstleistenden Dritten und die
ehrenamtlich engagierten Burgerinnen und Burger sind schon jetzt in Bezug auf
Gefahrdungssituationen sensibilisiert.

In Kapitel 5 werden die Kernpunkte der neu zu schaffenden Strukturen und Ablaufe
beschrieben.

Oberhausen hatte bisher wenige Gewaltdelikte in den Gemeinschaftsunterkinften
zu verzeichnen. Um diese Entwicklung zu starken, liegt der Schwerpunkt des
Gewaltschutzes in der Praventionsarbeit, insbesondere durch Starkung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch entsprechende Schulungen.

Mit guter Praventionsarbeit wird dariiber hinaus ein wichtiger Beitrag im
Integrationsprozess geleistet.

Die Praventionsarbeit bindet zuné&chst finanzielle, zeitliche und personelle
Ressourcen, wird aber den Integrationsprozess im Ergebnis nachhaltig fordern.
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Nachhaltigkeit und Anpassung des Gewaltschutzkonzeptes

Um eine nachhaltige Umsetzung des Gewaltschutzkonzeptes zu gewahrleisten, wird
eine Steuerungsgruppe ,Gewaltschutz fur Fllchtlinge in Gemeinschaftsunterkiinften
in Oberhausen*” eingerichtet.

Die Aufgaben der Steuerungsgruppe tbernimmt der Externe Runde Tisch in
Oberhausen. Er tagt zweimal im Jahr.

Im Externen Runden Tisch Flichtlinge, unter Federflihrung der Beigeordneten des
Dezernates Familie, Bildung, Soziales, sind folgende Institutionen und Bereiche der
Stadtverwaltung Oberhausen vertreten:

* Integrationsrat

* Fluchtlingsrat

* Polizei

* Wohlfahrtsverbande

» Bildungstrager

* Kirchen

* Initiativen des Ehrenamtes

» Deutsches Rotes Kreuz

* Fraktionen und Gruppen des Rates der Stadt Oberhausen

» Jobcenter und Agentur fir Arbeit

» Stadtkanzlei

* Bereich Soziales der Stadt Oberhausen

» Bdro fur Chancengleichheit der Stadt Oberhausen

+ OGM

» Bereich Kinder, Jugend, Bildung der Stadt Oberhausen

» Strategisches Immobilienmanagement der Stadt Oberhausen

 Kommunales Integrationszentrum der Stadt Oberhausen

* Fluchtlingsbeauftrage der Stadt Oberhausen

* Bereich Gesundheitswesen der Stadt Oberhausen

* Fachbereich Auslander- und Staatsangehdrigkeitsangelegenheiten der Stadt
Oberhausen

* VHS Oberhausen

Die zustandigen Bereiche der Stadtverwaltung berichten einmal im Jahr Gber die
Umsetzung des Gewaltschutzkonzeptes.

Das Gewaltschutzkonzept wird, soweit erforderlich, jahrlich an aktuelle
Entwicklungen angepasst.

Die Verantwortung zur Umsetzung und Anpassung des Gewaltschutzkonzeptes
haben die jeweils zustéandigen Bereiche der Stadtverwaltung.
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Finanzielle Auswirkungen

Der Stadt Oberhausen entstehen Kosten fir die Schulung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie durch die Finanzierung von Supervision/Coaching — Punkt 5.2 des
Gewaltschutzkonzeptes-.

Die jahrlichen Kosten fir Einzel- oder Gruppensupervision oder Coaching betragen je
nach Bedarfslage maximal 4.000,-€.

Die jahrlichen Kosten fiir ein Angebot von 5 Schulungen im Jahr betragen 5.000,-€.

Die Bereiche stimmen ihren Bedarf an Schulungen und Supervision/Coaching mit
dem Bereich 4-1-40 -Fachbereich Aus- und Fortbildung- ab.

Der Fachbereich 4-1-40 stellt die hierfiir erforderlichen Finanzmittel bei den
jeweiligen Auftrdgen der Bereiche zur Verfigung.

25



	Vorlage
	Rat der Stadt
	Beschlussvorlage
	öffentlich
	Beratungsgegenstand

	Anlage 1: Gewaltschutzkonzept_Ratsbeschluss_03072017

